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(Nr. 9880.) Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen Volksſchulen. Vom 3. März 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, bis zum Erlaß eines allgemeinen Volksſchulgeſetzes, was folgt: 


§. 1. 

Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen. 

Die an einer öffentlichen Volksſchule endgültig angeſtellten Lehrer und 
Lehrerinnen erhalten ein feſtes, nach den örtlichen Verhältniſſen und der beſonderen 
Amtsſtellung angemeſſenes Dienſteinkommen. 

Daſſelbe beſteht: 

1) in einer feſten, ihrem Betrage nach in einer beſtimmten Geldſumme zu 

berechnenden Beſoldung (Grundgehalt), 

2) in Alterszulagen, 

3) in freier Dienſtwohnung oder entſprechender Miethsentſchädigung. 

Auf Lehrer und Lehrerinnen, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen über⸗ 
tragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch genommen find, findet dieſe Vor- 
ſchrift keine Anwendung. N n 

Die Entſcheidung darüber, ob ein Lehrer oder eine Lehrerin nur nebenbei 
beſchäftigt iſt, ſteht lediglich der Schulaufſichtsbehörde zu. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. März 1897. 


a 


§. 2. 


Grundgehalt. 


Das Grundgehalt darf für Lehrerſtellen nicht weniger als 900 Mark, für 
Lehrerinnenſtellen nicht weniger als 700 Mark jährlich betragen. 

Rektoren, ſowie ſolche erſte Lehrer an Volksſchulen mit drei oder mehr 
Lehrkräften, denen Leitungsbefugniſſe übertragen ſind Hauptlehrer), erhalten nach 
Maßgabe der örtlichen und amtlichen Verhältniſſe ein höheres Grundgehalt, als 
die anderen an derſelben Schule angeſtellten Lehrer. 


§. 3. 
Beſoldung der jüngeren Lehrer und der einſtweilig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen. 


Die Beſoldung der einſtweilig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen, ſowie 
derjenigen Lehrer, welche noch nicht vier Jahre im öffentlichen Schuldienſte 
geſtanden haben, beträgt ein Fünftel weniger als das Grundgehalt der betreffen— 
den Schulſtelle. Jedoch darf die Beſoldung der Lehrerinnen nicht weniger als 
700 Mark jährlich betragen. 

Der Minderbetrag kann durch Beſchluß des Schulverbandes auf einen 
geringeren Bruchtheil beſchränkt werden. 


F. 4. 
Verbindung eines Schul- und Kirchenamtes. 

Bei dauernder Verbindung eines Schul- und Kirchenamtes ſoll das Grund— 
gehalt der Stelle entſprechend der mit dem kirchlichen Amte verbundenen Müh— 
waltung ein höheres fein, als in den $$. 1 und 2 beſtimmt iſt. 

In dieſes Grundgehalt ſind auch die Einkünfte aus dem zur Dotation des 
vereinigten Amtes beſtimmten Schul⸗, Kirchen- und Stiftungsvermögen ein⸗ 
ſchließlich der Zuſchüſſe aus Kirchenkaſſen und von Kirchengemeinden, ſowie der 
ſonſtigen Einnahmen aus dem Kirchendienſt einzurechnen. Dabei findet die 
Vorſchrift des Artikel I §. 4 Abſatz 4 des Geſetzes, betreffend die Penſionirung 
der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 
(Geſetz-Samml. S. 298) finngemäße Anwendung. 

Der Mehrbetrag (Abſatz 1) darf die Geſammtſumme dieſer Einkünfte und 
Einnahmen (Abſatz 2) zuzüglich des Nutzungswerthes des den kirchlichen Inter⸗ 
eſſenten gehörigen Antheils an dem Schul- und Küſterhaus oder Küſtergehöft 
nicht überſteigen. Die Feſtſtellung des Mehrbetrages hat nach Benehmen mit 
der kirchlichen Behörde zu geſchehen. 

Im Falle der Trennung des kirchlichen Amtes von dem Schulamte hat 
der Lehrer, welcher zum Bezuge des mit dem vereinigt geweſenen Amte ver⸗ 
bundenen Dienſteinkommens berechtigt geweſen iſt, Anſpruch auf die fernere 
Gewährung eines Dienſteinkommens in gleichem Betrage, ſofern nicht ſeine An⸗ 
ſtellung unter dem ausdrücklichen Vorbehalt erfolgt iſt, daß und bis zu welchem 


Betrage er für diefen Fall eine Kürzung feines Dienſteinkommens fic gefallen 
laſſen müſſe. 


§. 5. 
Alterszulagen. 

Die Alterszulagen find nach Maßgabe der örtlichen Verhältniſſe in der 
Weiſe zu gewähren, daß der Bezug nach ſiebenjähriger Dienſtzeit im öffentlichen 
Schuldienſte ($. 10) beginnt, und daß neun gleich hohe Zulagen in Zwiſchen— 
räumen von je drei Jahren gewährt werden. 


F. 6. 
Höhe der Alterszulagen. 
Die Alterszulage darf in keinem Falle weniger betragen als: 
1) für Lehrer jährlich 100 Mark, ſteigend von drei zu drei Jahren um 
je 100 Mark bis auf jährlich 900 Mark; 
2) für Lehrerinnen jährlich 80 Mark, ſteigend von drei zu drei Jahren 
um je 80 Mark bis auf jährlich 720 Mark. 


F. 7. 
Anſpruch auf Alterszulagen. 

Ein rechtlicher Anſpruch auf Neugewährung einer Alterszulage ſteht den 
Lehrern und Lehrerinnen nicht zu, die Verſagung iſt jedoch nur bei unbefriedigender 
Dienſtführung zuläſſig. ; 

Die Verſagung bedarf der Genehmigung der Bezirksregierung, in Berlin 
des Provinzialſchulkollegiums. 

Die zeitweiſe Vorenthaltung der Alterszulage iſt ohne Einfluß auf die 
Berechnung der Dienſtzeit bei ſpäterer Gewährung der Zulage. 


$. 8. 


Alterszulagekaſſen. 


Behufs gemeinſamer Beſtreitung der Alterszulagen wird für die zur Auf⸗ 
bringung verpflichteten Schulverbände in jedem Regierungsbezirk (ausſchließlich 
der Stadt Berlin) eine Kaſſe gebildet. 

Die Verwaltung der Alterszulagekaſſe erfolgt durch die Bezirksregierung. 
i Die Kaſſengeſchäfte werden durch die Regierungshauptkaſſe und durch die 
ihr unterftellten Kaſſen unentgeltlich beſorgt. 

Die Alterszulagen werden von der Kaſſe an die Bezugsberechtigten gezahlt. 
Die Koſten der Zuſendung trägt die Kaſſe. 

In ſtädtiſchen Schulverbänden erfolgt die Auszahlung durch die Schul⸗ 
verbände für Rechnung der Alterszulagekaſſe. Das gleiche Verfahren kann von 
der Schulaufſichtsbehörde in größeren ländlichen S werden. 

(Nr, 9880.) 


Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf 
der Kaſſe nach dem Stande der Alterszulagen vom 1. Oktober des Vorjahres 
unter Berückſichtigung der vorausſichtlichen Steigerung oder Verminderung der 
Alterszulagen und unter Hinzurechnung der vorausſichtlichen Verwaltungskoſten 
berechnet. 

Den Maßſtab für die Vertheilung des Bedarfs auf die Schulverbände 
bildet die Anzahl der der Alterszulagekaſſe angeſchloſſenen Lehrer- und Lehrerinnen— 
ſtellen in Verbindung mit dem Einheitsſatze der Alterszulagen der betreffenden 
Stellen. 

Für Schulſtellen, welche nach Aufſtellung des Vertheilungsplanes im Laufe 
des Jahres neu errichtet werden, iſt der Beitrag zur Alterszulagekaſſe von dem 
Tage an zu zahlen, ſeit welchem die Stelle durch eine beſondere Lehrkraft ver— 
ſehen wird. 

Für die Aufſtellung des Vertheilungsplanes, die Einziehung der Beiträge 
und die Beſtellung eines Kaſſenanwaltes finden die $$. 3, 4 und 9 bis 14 des 
Geſetzes vom 23. Juli 1893, betreffend Ruhegehaltskaſſen für die Lehrer und 
Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen (Geſetz-Samml. S. 194), finn- 
gemäße Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß diejenigen Beträge, die 
nach §. 11 Nr. 2 beim Uebertritt eines Lehrers oder einer Lehrerin von einer 
Privatſchule in den öffentlichen Volksſchuldienſt gezahlt werden, nur ſoweit Ver— 
wendung finden dürfen, als der für jede Stelle zur Gewährung des Mindeſtſatzes 
erforderliche Bedarf den nach $. 27 IV zu zahlenden Staatszuſchuß überſteigt. 
Dem Kaſſenanwalte ſteht kein Einſpruch gegen die Feſtſetzung und Anweiſung der 
einzelnen Alterszulagen zu. 

Auf die Alterszulagen der Lehrer und Lehrerinnen in Berlin findet der 
§. 5 nur mit der Maßgabe Anwendung, daß der Bezug ſpäteſtens nach ſieben— 
jähriger Dienſtzeit im öffentlichen Schuldienſte zu beginnen hat, und daß der 
Höchſtbetrag ſpäteſtens nach weiteren vierundzwanzig Dienſtjahren erreicht ſein muß. 


Rg: 
Beginn der Zahlung der Alterszulagen. 
Der Bezug der Alterszulagen beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Viertel— 
jahres, in welchem die erforderliche Dienſtzeit vollendet wird. 


$. 10. 
Berechnung der Dienſtzeit für die Gewährung des vollen Grundgehalts, der Alterszulagen 
und der Miethsentſchädigung. 

Bei Berechnung der Dienſtzeit der Lehrer und Lehrerinnen kommt die ge— 
ſammte Zeit in Anſatz, während welcher ſie im öffentlichen Schuldienſte in Preußen 
oder in den nach ihrem Eintritt in den öffentlichen Schuldienſt von Preußen 
erworbenen Landestheilen ſich befunden haben. 

Ausgeſchloſſen bleibt die Anrechnung derjenigen Dienſtzeit, während welcher 
die Zeit und Kräfte eines Lehrers oder einer Lehrerin nach der Entſcheidung der 


Schulaufſichtsbehörde durch die ihnen übertragenen Geſchäfte nur nebenbei in An— 
ſpruch genommen geweſen ſind. aa { 

Die Dienftzeit wird vom Tage der erſten eidlichen Verpflichtung für den 

öffentlichen Schuldienſt an gerechnet. ; Br 

Kann ein Lehrer oder eine Lehrerin nachweiſen, daß die Vereidigung erſt 
nach dem Eintritt in den öffentlichen Schuldienſt ſtattgefunden hat, ſo wird die 
Dienſtzeit von letzterem Zeitpunkt an gerechnet. ear 

Der Dienftzeit im Schulamte wird die Zeit des aktiven Militärdienftes 

hinzugerechnet. f : 

Die Dienftzeit, welche vor den Beginn des einundzwanzigſten Lebensjahres 

fällt, bleibt außer Berechnung. 

Als öffentlicher Schuldienſt iſt auch anzurechnen: 

1) diejenige Zeit, während welcher ein Lehrer an einer Anſtalt thätig 
geweſen iſt, welche vertragsmäßig die Vorbereitung von Zöglingen für 
die ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten übernommen hat; 

2) diejenige Zeit, während welcher ein Lehrer oder eine Lehrerin als Er— 
zieher oder Erzieherin an einer öffentlichen Taubſtummen-, Blinden-, 
Idioten-, Waiſen-, Rettungs- oder ähnlichen Anſtalt ſich befunden hat. 

Mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters kann auch die im außerpreußi⸗ 

ſchen öffentlichen Schuldienſte zugebrachte Zeit angerechnet werden. 


. 
Anrechnung der Dienſtzeit an Privatſchulen. 

Für diejenigen Lehrer und Lehrerinnen, die vor ihrem Eintritt in den 
öffentlichen Volksſchuldienſt an Privatſchulen, in denen nach dem Lehrplane einer 
öffentlichen Volksſchule unterrichtet wird, voll beſchäftigt waren, gelten bei Be— 
meſſung der Alterszulagen folgende Vorſchriften: 

1) Sofern fie ſich beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits im öffentlichen 
Volksſchuldienſte befinden, ſind ihnen die an derartigen Privatſchulen 
zugebrachten Dienſtjahre anzurechnen. 

Sofern ſie erſt nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den öffent— 
lichen Volksſchuldienſt übertreten, erlangen ſie bis zum Höchſtmaß von 
zehn Jahren eine Anrechnung dieſer Dienſtzeit oder eines Theiles der— 
ſelben ſoweit, als ein Beitrag von jährlich 270 Mark für Lehrer und 
120 Mark für Lehrerinnen für dieſe Zeit an die Alterszulagekaſſe, in 
Berlin an die Schulkaſſe, nachgezahlt wird. Für die vor dem 1. April 
1897 zurückgelegene Zeit ermäßigen ſich die vorſtehenden Sätze auf 
ein Drittheil. Die Stadt Berlin iſt befugt, bei der Anrechnung jener 
Dienſtzeit über das Höchſtmaß von zehn Jahren hinauszugehen und 
auf die Einzahlungen an die Schulkaſſe ganz oder theilweiſe zu ver— 
zichten. 
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3) Die Beſchäftigung, welche vor den Beginn des einundzwanzigſten Lebens⸗ 
jahres oder vor die erlangte Befähigung zur Anſtellung im öffentlichen 
Volksſchuldienſte fällt, bleibt außer Berechnung. 

Der Beſchäftigung an einer preußiſchen Privatſchule im Sinne des erſten 
Abſatzes ſteht gleich, wenn ein Lehrer oder eine Lehrerin, ſei es als Lehrer oder 
Lehrerin, fet es als Erzieher oder Erzieherin an einer privaten Taubftummen-, 
Blinden-, Idioten-, Waifen-, Rettungs- oder ähnlichen Anſtalt beſchäftigt iſt. 

Mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters kann unter gleichen Bedingungen 
auch die im außerpreußiſchen Privatſchuldienſte zugebrachte Zeit ganz oder theil— 
weiſe angerechnet werden. 

Die auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen erfolgte Anrechnung iſt 
auch für den Anſpruch auf Ruhegehalt maßgebend. 


F. 12. 
Dienſtwohnung. 

Wo ſeither Lehrern oder Lehrerinnen freie Dienſtwohnung gewährt wurde, 
iſt die Einziehung der Wohnung nur mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde 
zuläſſig. 

Die Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn die Gemeinde ſich 
bereit erklärt, die feſtſtehende oder eine ausreichende Miethsentſchädigung zu zahlen, 
und wenn genügende Miethswohnungen in der Gemeinde vorhanden ſind. 


§. 13. 
Dienſtwohnung auf dem Lande. 
Auf dem Lande ſollen erſte und alleinſtehende Lehrer in der Regel, bei 


vorhandenem Bedürfniß auch andere Lehrer und Lehrerinnen eine freie Dienſt⸗ 
wohnung erhalten. 


F. 14. 
Größe der Dienſtwohnung. 
Bei der Anlage und Veränderung von Dienſtwohnungen ſind die ört— 
lichen Verhältniſſe und die Amtsſtellung zu berückſichtigen. 
Gegen die Feſtſetzungen der Schulaufſichtsbehörde über Nothwendigkeit, 
Umfang und Einrichtung iſt das Verwaltungsſtreitverfahren zuläſſig. 


§. 15. 
Unterhaltung der Dienſtwohnung. 
Die von der Dienſtwohnung zu entrichtenden öffentlichen Laſten und Ab— 
gaben werden von den Schulunterhaltungspflichtigen getragen. 
Denſelben liegt auch, unbeſchadet der Verpflichtungen Dritter, aus beſonderen 
Rechtstiteln die bauliche Unterhaltung der Dienſtwohnung ob. 


$. 16. 
Miethsentſchädigung. 

Als Miethsentſchädigung für die Lehrer und Lehrerinnen iſt eine Geld- 
ſumme zu gewähren, die eine ausreichende Entſchädigung für die nicht gewährte 
Dienſtwohnung darftellt; fie foll aber in der Regel ein Fünftel des Grundgehalts 
und des für die Schulſtelle von dem Schulverbande zu zahlenden Alterszulage⸗ 
kaſſenbeitrags nicht überſteigen. i 

Einſtweilig angeſtellte Lehrer und unverheirathete Lehrer ohne eigenen 
Hausſtand, ſowie diejenigen Lehrer, welche noch nicht vier Jahre im öffentlichen 
Schuldienſte geſtanden haben, erhalten in der Regel eine um ein Drittel geringere 
Miethsentſchädigung. 


F. 17. 
Beſchaffung von Brennmaterial. 


Wo eine Wohnung auf dem Dienſtgrundſtücke gegeben wird, und wo es 
bisher üblich iſt, kann die Schulaufſichtsbehörde die Beſchaffung des dem Bedarfe 
entſprechenden Brennmaterials für die Lehrer und Lehrerinnen verlangen. 

Im Uebrigen wird an beſtehenden Verpflichtungen zur Beſchaffung, Anfuhr 
und Zerkleinerung von Brennmaterial für die Schule oder die Schulftelle nichts 
geändert. 


$. 18. 
Gewährung von Dienſtland. 

Wo auf dem Lande eine Dienſtwohnung gegeben wird, iſt als Zubehör, 
ohne Anrechnung auf das Grundgehalt, ſofern es nach den örtlichen Verhältniſſen 
thunlich iſt, ein Hausgarten zu gewähren. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es thunlich erſcheinen laſſen und wo ein 
Bedürfniß dazu vorliegt, ſoll auf dem Lande für einen alleinſtehenden oder erſten 
Lehrer in Anrechnung auf das Grundgehalt eine Landnutzung gewährt werden, 
welche dem durchſchnittlichen Wirthſchaftsbedürfniß einer Lehrerfamilie entſpricht. 

Zur Bewirthſchaftung des Landes ſind erforderlichenfalls Wirthſchafts— 
gebäude herzuſtellen. 

Die öffentlichen Laſten und Abgaben von dem Schullande werden von 
den Schulunterhaltungspflichtigen getragen. 

Wo mit einer Stelle bisher eine größere Landnutzung oder ſonſtige Be— 
rechtigungen verbunden geweſen ſind, behält es dabei ſein Bewenden. Eine 
Einſchränkung bedarf der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 

Auf Anrufen von Betheiligten beſchließt der Kreisausſchuß und, ſofern es 
ſich um Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß darüber, welcher Theil des 
Dienſtlandes als Hausgarten amzuſehen iſt. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
in erſter oder zweiter Inſtanz iſt endgültig. . 
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§. 19. 
Naturalleiſtungen. 

Wo bisher die Gewährung von Naturalleiſtungen ſtattgefunden hat, behält 
es dabei unter Anrechnung auf das Grundgehalt bis zur Ablöſung der Natural— 
leiſtungen oder bis zur Aufhebung des bisherigen Gebrauchs ſein Bewenden. Die 
Aufhebung bedarf der Zuſtimmung der Betheiligten und der Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehörde. 

§. 20. 
Anrechnung auf das Grundgehalt. 

Auf das Grundgehalt ($$. 1, 2, 4) oder die nach §. 3 gewährte Beſoldung 
ſind anzurechnen: 

1) Der Ertrag der Landnutzung (F. 18 Abſatz 2 und 5). 

2) Die ſonſtigen Dienſteinkünfte an Geld oder Naturalleiſtungen. 

Bei amtlicher Feſtſetzung des Dienſteinkommens beſchließt auf 
Anrufen von Betheiligten über die Anrechnung dieſer Dienſteinkünfte 
ſowie des Ertrages der Landnutzung der Kreisausſchuß und, ſofern es 
ſich um Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß. Der Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes in erſter oder zweiter Inſtanz iſt endgültig. 

Eine anderweite Feſtſetzung iſt bei erheblicher Aenderung der ihr 
zu Grunde liegenden thatſächlichen Verhältniſſe zuläſſig. 

Die Feſtſetzung gilt auch für die Berechnung des Ruhegehalts. 

3) Das Brennmaterial (F. 17). Daſſelbe wird mit dem nach $. 8 des 
Geſetzes vom 23. Juli 1893, betreffend Ruhegehaltskaſſen für die 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen (Geſetz-Samml. 
S. 194), feſtgeſetzten Betrage mit der Beſchränkung angerechnet, daß 
das verbleibende Grundgehalt ($. 2) einſchließlich der zu 1 und 2 an⸗ 
geführten Bezüge bei Lehrern nicht unter 840 Mark, bei Lehrerinnen 
nicht unter 650 Mark jährlich betragen darf. In gleicher Weiſe iſt 
das Grundgehalt, von welchem die nach H. 3 feſtzuſetzende Beſoldung 
gewährt wird, zu berechnen. 


N 
Zahlung des baaren Dienſteinkommens. 

Die Zahlung des baaren Dienſteinkommens erfolgt an endgültig angeftellte 
Lehrer und Lehrerinnen vierteljährlich, an einſtweilig angeſtellte monatlich, im 
Voraus. 

§. 22. 
Umzugskoſten. 


Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen erhalten bei Verſetzungen 
im Intereſſe des Dienſtes aus der Staatskaſſe eine Vergütung für Umzugskoſten 


„ 


unter Wegfall der von den Schulunterhaltungspflichtigen zu entrichtenden Anzugs— 
oder Herbeiholungskoſten. : : 

Die näheren Beſtimmungen über die Höhe der Vergütung werden von 
dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter getroffen. 

Im Uebrigen bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften über die Ge— 
währung von Anzugs- und Herbeiholungskoſten.— ; 3 

Unberührt bleibt auch die Vorſchrift im Artikel III Abſatz 1 des Geſetzes 
vom 15. Juli 1886 (Geſetz-Samml. S. 185). 

Bei Verſetzungen gilt der Verluſt einer Dienſtwohnung nebſt Hausgarten 
oder die Verringerung der Miethsentſchädigung nicht als Verringerung des Dienſt— 
einkommens. 

§. 23. 

. Gnadenquartal. 

Hinterläßt ein an einer öffentlichen Volksſchule endgültig oder einſtweilig 
angeſtellter Lehrer eine Wittwe oder eheliche Nachkommen, jo gebührt den Hinter- 
bliebenen außer dem Sterbemonate für das auf denſelben folgende Vierteljahr 
noch das volle Dienſteinkommen des Verſtorbenen als Gnadenquartal. 

Der gleiche Anſpruch ſteht den ehelichen Nachkommen einer im Wittwen- 
ſtande verſtorbenen Lehrerin zu. 

An wen die Zahlung des Gnadenquartals zu leiſten iſt, beſtimmt die Orts— 
ſchulbehörde. 

Sind ſolche Perſonen, welchen das Gnadenquartal gebührt, nicht vorhanden, 
fo kann die Bezirksregierung, in Berlin das Provinzialſchulkollegium, nach An— 
hörung des Schulverbandes anordnen, daß das Dienſteinkommen auf die gleiche 
Zeit an Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder des (der) Ver— 
ſtorbenen gezahlt werde, wenn er (ſie) ihr Ernährer geweſen iſt und ſie in Be— 
dürftigkeit hinterläßt, oder daß daſſelbe an ſolche Perſonen, welche die Koſten der 
letzten Krankheit oder der Beerdigung beſtritten haben, ſoweit gezahlt werde, als 
der Nachlaß zu deren Deckung nicht ausreicht. 

Die Schulunterhaltungspflichtigen ſind zur Gewährung der Gnadenbezüge 
verpflichtet. 

Soweit eine Vertretung im Amte nicht zu ermöglichen iſt, kann die Wieder— 
beſetzung der Stelle auch während der Gnadenzeit erfolgen. 


§. 24. 
Belaſſung in der Dienſtwohnung. 


In dem Genuſſe der von einem verſtorbenen Lehrer (einer Lehrerin) inne⸗ 
gehabten Dienſtwohnung iſt die hinterbliebene Familie, welche mit ihm lihr) die 
Wohnung getheilt hat, nach Ablauf des Sterbemonats noch drei fernere Monate 
zu belaſſen. Hinterläßt der (die) Verſtorbene keine ſolche Familie, fo iſt den- 
jenigen, auf welche der Nachlaß übergeht, eine vom Todestage an zu rechnende 
dreißigtägige Friſt zur Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 
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In jedem Falle muß auf Erfordern der Schulaufſichtsbehörde demjenigen, 
welcher mit der Verwaltung der Stelle beauftragt wird, ohne Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung in der Dienſtwohnung ein Unterkommen gewährt werden. 


$. 25. 
Rechtsweg bei Streitigkeiten wegen des Dienſteinkommens. 

Auf die Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen finden die 
Beſtimmungen des erſten Abſchnitts des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des 
Rechtsweges, vom 24. Mai 1861 GGeſetz-Samml. S. 241) mit folgender Maß⸗ 
gabe Anwendung: 

1) die Klage iſt gegen die Vertreter des Schulverbandes und, ſoweit es 
ſich um Zahlungen aus der Alterszulagekaſſe handelt, zugleich gegen 
die Bezirksregierung als Verwalterin der Alterszulagekaſſe zu richten; 

2) im Falle des F. 2 a. a. O. tritt an die Stelle des Verwaltungschefs 
der Ober-Präſident, in den Hohenzollernſchen Landen der Unterrichts: 
minifter; 

3) bei der richterlichen Beurtheilung find die auf Grund dieſes Gefeges 
erfolgten Feſtſetzungen über das Dienſteinkommen der Stelle, ins— 
beſondere über die Höhe des Grundgehalts und der Dienſtalterszulage, 
über Dienſtwohnung oder Miethsentſchädigung, über Dienſtland, über 
Naturalleiſtungen, ſowie über die Anrechnung von Dienſtbezügen auf 
das Grundgehalt zu Grunde zu legen. 


F. 26. 
Streitigkeiten bei Auseinanderſetzungen. 

Bei Streitigkeiten zwiſchen dem abgehenden Lehrer (der Lehrerin) oder den 
Erben des verſtorbenen Lehrers (der Lehrerin) und dem anziehenden Lehrer (der 
Lehrerin) oder dem Schulverbande über die Auseinanderſetzung wegen der Land— 
nutzung, der Naturalleiſtungen, der Dienſtwohnung einſchließlich des Hausgartens 
oder des baaren Dienſteinkommens trifft die Bezirksregierung, in Berlin das 
Provinzialſchulkollegium, vorbehaltlich des Rechtsweges eine im Verwaltungswege 
vollſtreckbare einſtweilige Entſcheidung. 
| Bei Verſetzungen kann dieſelbe anordnen, daß die von dem Lehrer (der 
Lehrerin) zuviel erhobenen Beträge für Rechnung deſſelben (derſelben) den Schul⸗ 
unterhaltungspflichtigen unmittelbar aus denjenigen Bezügen erſtattet werden, 
welche der Lehrer (die Lehrerin) in der neuen Schulſtelle zu empfangen hat. 

Die Bezirksregierung, in Berlin das Provinzialſchulkollegium, iſt befugt, 
die Entſcheidung allgemein den ihr nachgeordneten Behörden zu übertragen. 


§. 27. 
Leiſtungen des Staates. 


I. Aus der Staatskaſſe wird ein jährlicher Beitrag zu dem Dienſteinkommen 
der Lehrer und Lehrerinnen und, ſoweit er hierzu nicht erforderlich iſt, zur 


Deckung der Koften für andere Bedürfniſſe des betreffenden Schulverbandes an 
die Kaſſe deſſelben gezahlt. 

Der Beitrag wird ſo berechnet, daß für die Stelle eines alleinſtehenden 
ſowie eines erſten Lehrers 500 Mark, eines anderen Lehrers 300 Mark, einer 
Lehrerin 150 Mark jährlich gezahlt werden. Bei der Berechnung kommen nur 
Stellen für vollbeſchäftigte Lehrkräfte in Betracht. Darüber, ob eine Lehrkraft 
vollbeſchäftigt iſt, entſcheidet ausſchließlich die Schulaufſichtsbehörde. 

Außer Betracht bleiben neu errichtete Stellen, bis dieſelben durch eine be— 
ſondere Lehrkraft verſehen werden. 

Das Recht auf den Bezug des Staatsbeitrages ruht, ſo lange und ſoweit 
durch deſſen Zahlung eine Erleichterung der nach öffentlichem Recht zur Schul: 
unterhaltung Verpflichteten mit Rückſicht auf vorhandenes Schulvermögen oder 
auf Verpflichtungen Dritter aus beſonderen Rechtstiteln nicht würde bewirkt 
werden. 

II. Der Staatsbeitrag wird bis zur Höchſtzahl von 25 Schulſtellen für 
jede politiſche Gemeinde gewährt. 

Sind für die Einwohner einer politiſchen Gemeinde mehr als 25 Schul— 
ſtellen vorhanden, ſo wird der Staatsbeitrag innerhalb der Geſammtzahl von 
25 Stellen für ſo viele erſte Lehrerſtellen, andere Lehrerſtellen und Lehrerinnenſtellen 
gewährt, als dem Verhältniß der Geſammtzahl dieſer Stellen untereinander ent: 
ſpricht. Bruchtheile werden bei denjenigen Schulſtellen, für welche der höhere 
Staatsbeitrag zu zahlen iſt, ausgeglichen. ö 

Wo die Grenzen der politiſchen Gemeinde ſich mit denen des Schulverbandes 
nicht decken, dergeftalt, daß der Schulverband aus mehreren politiſchen Gemeinden 
oder Theilen von ſolchen beſteht und für die Einwohner einer dieſer politiſchen 
Gemeinden mehr als 25 Stellen vorhanden ſind, wird durch Beſchluß der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde nach Anhörung der Betheiligten mit Rückſicht auf die Zahl der 
Einwohner des Schulverbandes und der Schulkinder, welche den einzelnen po⸗ 
litiſchen Gemeinden angehören, ſowie mit Rückſicht auf die Einrichtung der 
Schule feſtgeſetzt, wie viele ganze der im Schulverbande beſtehenden lerſten, anderen 
Lehrer-, Lehrerinnen-) Stellen auf jede zum Schulverbande gehörende politiſche 
Gemeinde oder Theile von Gemeinden zu rechnen find, für wie viele Stellen dem— 
gemäß an den Schulverband der Staatsbeitrag zu zahlen iſt. Der Beſchluß iſt 
den betheiligten Schulverbänden zuzuſtellen. Denſelben ſteht binnen vier Wochen 
nach der Zuftellung die Beſchwerde an den Ober-Präſidenten (in den Hohen— 
zollernſchen Landen an den Unterrichtsminiſter) zu, welcher endgültig entſcheidet. 
Bei einer erheblichen Aenderung der Verhältniſſe kann eine neue Berechnung von 
den betheiligten Schulverbänden beantragt oder von der Schulaufſichtsbehörde von 
Amtswegen beſchloſſen werden. 

Gehören die Einwohner einer politiſchen Gemeinde verſchiedenen Schul⸗ 
verbänden an, ſo werden die für die politiſche Gemeinde zu berechnenden Staats⸗ 
beiträge für erſte, andere Lehrer- und Lehrerinnenſtellen auf die einzelnen Schul⸗ 
verbände durch die Schulaufſichtsbehörde nach dem Verhältniß derjenigen Staats: 
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beiträge vertheilt, welche den Schulverbänden bei Gewährung der Staatsbeiträge 
für ſämmtliche Schulſtellen zu zahlen ſein würden. 

Die in dieſen Vorſchriften angeordnete Feſtſetzung und Vertheilung bleibt 
bis zum Schluß desjenigen Rechnungsjahres maßgebend, in welchem eine neue 
getroffen iſt. n 

Auf Beſchwerden entſcheidet der Ober-Präſident (in den Hohenzollernſchen 
Landen der Unterrichtsminiſter) endgültig. 

III. In Schulverbänden, in denen der Staatsbeitrag für alle Schulſtellen 
gezahlt wird, iſt er für einſtweilig angeſtellte Lehrer und für Lehrer, welche noch 
nicht vier Jahre im öffentlichen Schuldienſte geſtanden haben, um 100 Mark 
jährlich zu kürzen. 

IV. Für diejenigen Lehrerſtellen, für welche der Staat den Beſoldungs— 
beitrag (Nr. I) an den Schulverband gewährt, wird aus der Staatskaſſe ein 
jährlicher Zuſchuß von 337 Mark, für die Lehrerinnenſtellen dieſer Art ein jähr— 
licher Zuſchuß von 184 Mark an die Alterszulagekaſſe des betreffenden Bezirks 
gezahlt und dem Schulverbande auf ſeinen Beitrag zur Kaſſe angerechnet. 

In dem Falle der Nr. II Abſatz 4 erfolgt die Zahlung und Anrechnung 
für die einzelnen Schulverbände nach dem Verhältniß der ihnen zu gewährenden 
Beſoldungsbeiträge. 

In Berlin wird der ſtaatliche Zuſchuß zu den Alterszulagen an die Schul— 
kaſſe gezahlt. 

V. Wenn innerhalb mehrerer Gemeinden die Grenzen geändert werden, 
ſo wird derjenige Betrag, um welchen ſich nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
der für ſämmtliche betheiligte Gemeinden zu gewährende Staatsbeitrag verringern 
würde, auch fernerhin fortgezahlt. In dem Auseinanderſetzungsverfahren, welches 
ſich an die Abänderung der Gemeindegrenzen knüpft, wird auch darüber verfügt, 
an wen im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen dieſe Fortzahlung zu leiſten iſt. 

VI. Denjenigen politiſchen Gemeinden, denen nach den Beſtimmungen zu 
I, II und IV am 1. April 1897 geringere Zahlungen aus der Staatskaſſe zu 
leiſten ſind, als ihnen nach den Vorſchriften der Geſetze vom 14. Juni 1888 und 
31. März 1889 (Geſetz-Samml. S. 240 und 64) zuſtehen würden, wird der Aus⸗ 
fall durch Gewährung eines dauernden Zuſchuſſes aus der Staatskaſſe inſoweit 
erſetzt, wie dieſer Ausfall den Betrag von zwei vom Hundert des Veranlagungs— 
ſolls überſteigt, welches der Gemeindebeſteuerung der Einkommen von mehr als 
900 Mark jährlich für das Jahr 1. April 1897/98 bei Anwendung der Vor— 
ſchriften des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. S. 152) 
zu Grunde zu legen iſt. 

Gehören die Einwohner einer dieſer politiſchen Gemeinden verſchiedenen 
Schulverbänden an, ſo finden die Vorſchriften des Abſatz 1 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß der Staatszuſchuß, welcher danach der politiſchen Gemeinde 
zuſtände, wenn die öffentlichen Volksſchulen in derſelben als Gemeindeanſtalten 
unterhalten würden, auf die einzelnen Schulverbände nach dem Verhältniß des 
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für letztere entſtandenen Ausfalls an bisher zahlbar geweſenen Staatsbeiträgen 
vertheilt wird. 

Zur Abrundung der nach Abſatz 1 und 2 zu gewährenden feſten Zuſchüſſe 
ſowie zur weiteren Gewährung ſolcher Zuſchüſſe an diejenigen unter den oben— 
gedachten politiſchen Gemeinden und Schulverbänden, deren Steuerkraft im Ver⸗ 
gleich mit den Volksſchul- und Kommunallaſten ihrer Mitglieder verhältniß— 
mäßig gering iſt, wird ein Betrag von 250 000 Mark verwandt. 

Die Feſtſetzung der Staatszuſchüſſe für die einzelnen betheiligten politiſchen 
Gemeinden und Schulverbände erfolgt durch Königliche Verordnung. 

VII. Soweit in einem Jahre der für die Gewährung des Mindeſtſatzes 
der Alterszulagen erforderliche Bedarf hinter dem Staatszuſchuß zurückbleibt, iſt 
der Staatszuſchuß entſprechend zu kürzen. Der Ueberſchuß iſt zur Unterſtützung 
ſolcher Alterszulagekaſſen zu verwenden, in denen der Bedarf für die Gewährung 
des Mindeſtſatzes durch den Staatszuſchuß nicht gedeckt wird. Soweit der Ueber— 
ſchuß nicht hierzu Verwendung zu finden hat, iſt er zur Unterſtützung von 
leiſtungsunfähigen Schulverbänden bei Elementarſchulbauten in den Staatshaus— 
halts-Etat einzuſtellen. 

VIII. Die Staatsbeiträge ſind vierteljährlich im Voraus zu zahlen, ſoweit 
ſie nicht gegen die von den Schulverbänden zu entrichtenden Alterszulage- und 
Ruhegehaltskaſſenbeiträge (§. 11 des Geſetzes vom 23. Juli 1893, Geſetz-Samml. 
S. 194) aufgerechnet werden. 

Die den Lehrern und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen aus Staats— 
fonds gewährten Alterszulagen kommen in Fortfall. 


§. 28. 
Uebergangs- und Schlußbeſtimmungen. 

Die beſtehenden Gehaltsregulative, Ordnungen und Feſtſetzungen ſind in 
denjenigen Fällen, in denen dies erforderlich iſt, nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes neu zu geſtalten. 

Für diejenigen Stellen, deren Gehaltsbezüge bereits den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes ($$. 2, 4 und 6) entſprechen, find dieſe Gehaltsbezüge zu leiſten, ohne 
daß es einer Neuregelung der Beſoldungsverhältniſſe bedarf. Bleiben dieſe Ge— 
haltsbezüge hinter den Mindeſtſätzen ($$. 2 und 6) zurück, fo find zunächſt die 
Mindeſtſätze zu zahlen, auch ohne daß eine vorherige Beſchlußfaſſung der Schul⸗ 
unterhaltungspflichtigen erfolgt iſt. ay Br 

Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes endgültig angeftellten Lehrer und 
Lehrerinnen ſind hinſichtlich der für ihre Stelle neu getroffenen Beſtimmungen 
und Beſoldungsvorſchriften zur Erklärung darüber aufzufordern, ob ſie ſich dieſen 
unterwerfen oder bei der bisherigen Ordnung verbleiben wollen. Die Erklärung 
iſt binnen vier Wochen nach Zuſtellung der Aufforderung ſchriftlich abzugeben 
und iſt unwiderruflich. Wird keine Erklärung abgegeben, ſo wird die Unter— 
werfung unter die neue Ordnung angenommen. 
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Verbleiben hiernach eine oder mehrere Stellen in der bisherigen Ordnung, 
fo erfolgen bis zur Erledigung der Stellen die Zahlungen aus der Alterszulage⸗ 
kaſſe nach Maßgabe der neuen Beſoldungsordnung an den betreffenden Schul- 
verband. Der Schulverband hat die Alterszulagen, welche den Stelleninhabern 
nach der neuen oder der alten Beſoldungsordnung zuſtehen, an dieſe zu zahlen 
und betreffs der in der alten Ordnung verbliebenen Stellen auch diejenigen Alters⸗ 
zulagen zu übernehmen, welche bisher für dieſe Stellen aus Staatsfonds zu ge⸗ 
währen waren. 

Eine Verſchlechterung des nach den bisherigen Ordnungen feſtgeſtellten 

durchſchnittlichen Dienſteinkommens ſoll in der Regel nicht ſtattfinden und iſt 
nur in beſonderen Ausnahmefällen mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters 
uläſſig. 
f Das Geſetz tritt mit dem 1. April 1897 in Kraft. Die Gehaltsordnungen 
ſind nach Maßgabe dieſes Geſetzes derart feſtzuſtellen, daß ſie von dieſem Termin 
ab in Wirkſamkeit treten. Für das Rechnungsjahr 1. April 1897/98 wird 
der Bedarf der Alterszulagekaſſen ($. 8 Abſatz 6) nach dem Stande der Alters— 
zulagen vom 1. April 1897 berechnet. 

Alle entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben, insbeſondere auch 
diejenigen, welche einen Höchſtbetrag für die Beſoldungen der Lehrer und Lehre— 
rinnen vorſchreiben. 

Die FF. 1 bis 3 des Geſetzes vom 14. Juni 1888 (Geſetz-Samml. S. 240) 
und Artikel 1 des Geſetzes vom 31. März 1889 GGeſetz-Samml. S. 64), betreffend 
die Erleichterung der Volksſchullaſten, treten außer Kraft. 

Die Einführung dieſes Geſetzes in die Stolbergſchen Graſſchaften bleibt 
Königlicher Verordnung vorbehalten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 3. März 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. v. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Marſchall. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. 


(Nr. 9881.) Verordnung, betreffend die Kaution des Beſchlagſchmieds der Thierärztlichen 
Hochſchule in Berlin. Vom 15. Februar 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen auf Grund des F. 3 des Geſetzes, betreffend die Kautionen der Staats— 
beamten, vom 25. März 1873 (Geſetz-Samml. S. 125), was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Den zur Kautionsleiſtung verpflichteten Beamtenklaſſen aus dem Bereiche 
des Miniſteriums für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten tritt hinzu: 

der Beſchlagſchmied der Thierärztlichen Hochſchule zu Berlin. 

Die Höhe der von dieſem Beamten zu leiſtenden Kaution wird auf Ein— 
hundert und Fünfzig Mark feſtgeſetzt. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der Verordnung vom 10. Juli 1874, 
betreffend die Kautionen der Beamten aus dem Bereiche des Staatsminiſteriums 
und des Finanzminiſteriums (Geſetz-Samml. S. 260), Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 15. Februar 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Miquel. Frhr. v. Hammerſtein. 


Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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